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Wir gratulieren ganz herzlich …

im Monat März 2022
zum 65. Geburtstag:

Volker Tiegel, 
Tiegel-Transporte, Zschepplin

zum 60. Geburtstag:

Sabine Burckhardt,  
Burckhardt Spedition GmbH, Dresden

Michael Menzel,  
Transportunternehmen W. Menzel, Zittau

Matthias Schuster,  
Wobst Spedition GmbH & Co KG, Bautzen

zum Firmenjubiläum
95 Jahre:

Müller Transporte, Werdau

30 Jahre

Fuhrunternehmen Renz, Kamenz OT Gelenau

Auto-Webel GmbH, Omnibusbetrieb, Delitzsch

25 Jahre:

Hoffmann Umzugsfachspedition GmbH, 
Chemnitz/Neu-Anspach

Baumann Spedition Dresden GmbH,  
Dresden

im Monat April 2022

zum 65. Geburtstag:

Harry Kruck,  
Fuhrunternehmen Kruck, Obergurig

zum Firmenjubiläum
30 Jahre

Wierscher Transporte GbR,  
Stützengrün

Omnibusbetrieb Kristin & Steffen Weigt GbR, 
Nünchritz

Wir trauern

Roland Rogler, Autotransport und Logistik GmbH ATL, Hohenstein-Ernstthal
Herr Rogler verstarb am 25. Februar 2022 unverhofft im Alter von 84 Jahren.
Als langjähriges Mitglied des LSV-Vorstandes wird er uns stets in guter Erinnerung 
bleiben und wir werden ihm ein ehrendes Gedenken bewahren. 
Seiner Familie möchten wir unser aufrichtiges Beileid aussprechen.

Bernd Rüdiger, Fuhrunternehmen Rüdiger, Nossen.
Herr Rüdiger ist am 6. Februar 2022 nach langer Krankheit im Alter von 79 Jahren 
verstorben.
Unser aufrichtiges Beileid gilt seiner Familie. 
Wir werden ihm ein ehrendes Gedenken bewahren.
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Vollzug der Straßen­
verkehrs-Ordnung (StVO):
Befristete Ausnahmege­
nehmigung vom Sonntags- 
und Feiertagsfahrverbot 
für Hilfsgütertransporte 
im Zusammenhang mit 
dem Krieg in der Ukraine 
nach § 30 Abs. 3 StVO im 
Freistaat Sachsen

Das Staatsministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr des 
Freistaats Sachsen hat eine befris-
tete Ausnahmegenehmigung vom 
Sonntags- und Feiertagsfahrverbot 
für Hilfsgütertransporte im Zu-
sammenhang mit dem Krieg in der 
Ukraine nach § 30 Abs. 3 StVO 
im Freistaat für den Zeitraum ab 
Sonntag, 6. März 2022 bis Sonn-
tag, 26. Juni 2022 erlassen.

15. Verordnung zur 
Änderung der Fahr­
erlaubnis-Verordnung 
im BGBl. verkündet

Die 15. Verordnung zur Änderung 
der Fahrerlaubnis-Verordnung 
(FeV) ist im Bundesgesetzblatt 
vom 25.03.2022 veröffentlicht 
worden. 

In der FeV neu geregelt werden 
unter anderem die Berücksich-
tigung bestimmter Fahrerassis-
tenzsysteme in der Fahrerlaub-
nisprüfung sowie redaktionelle 
Klarstellungen in Bezug auf Fahr
erlaubnisprüfungen auf Fahrzeu-
gen mit Automatikgetrieben.

Wesentlich für das deutsche 
Transportlogistikgewerbe ist die 
Aufnahme weiterer Staaten in 
Anlage 11 FeV. Fahrer aus diesen 
Staaten können in Zukunft ihre 
Führerscheine ohne theoretische 
und praktische Prüfung und be-
stimmte ärztliche Untersuchun-
gen entsprechend § 31 FeV in 
einen EU-Führerschein umtau-
schen. Hierzu gehören die Staa-
ten Gibraltar, Kosovo, Moldawien 
und das Vereinigte Königreich. 
Außerdem Albanien (Klasse AM).

Die geforderten zusätzlichen Staa-
ten Bosnien-Herzegowina (für die 
C-Klassen), Ukraine und Weiß-
russland gehören vorerst nicht  
dazu. Der BGL wird sich weiter 
dafür einsetzen, dass auch diese 
Staaten in die Anlage 11 mit auf-
genommen werden.

Zu den vorgesehenen Änderun-
gen der Fahrschüler-Ausbildungs-
ordnung: 
Hier ist es in § 4 Abs. 1b dabei-
geblieben, dass der theoretische 
Unterricht als Regelfall die phy-
sische Präsenz der Fahrschüler 
voraussetzt. Unterricht in digita-
ler Form kann nur nach Geneh-
migung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde stattfinden. 
Voraussetzung ist, dass der Prä-
senzunterricht „in begründe-
ten Ausnahmefällen nicht oder 
nur eingeschränkt möglich ist“. 
An dieser Stelle ist die nunmehr 
verkündete Neuregelung etwas 
weiter als das, was noch im Re-

ferentenentwurf enthalten war. Im 
Referentenentwurf hieß es noch 
„in begründeten Ausnahmefällen 
nicht möglich ist“.

Die maßgeblichen Änderungen, 
darunter die Änderungen betref-
fend Anlage 11 FeV sowie die Än-
derungen in der Fahrschüler-Aus-
bildungsordnung werden zum 
01.06.2022 in Kraft treten. 

Interessierten Mitgliedsunterneh-
men senden wir die VO auf An-
forderung gern zu.

Grenzüberschreitender 
Güterkraftverkehr mit Kfz 
und Fahrzeugkombinatio­
nen über 2,5t zHM ab 
dem 21.05.2022

Eine Gemeinschaftslizenz (auch 
„EU-Lizenz“ genannt) für grenz
überschreitende Güterkraftver-
kehre sowie Kabotageverkehre 
ist nur dann nach dem EU-Recht 
erforderlich, wenn derartige Be-
förderungen nicht von der Lizenz-
pflicht ausgenommen sind.

Dies ist insbesondere für Unter-
nehmen im Bereich der Kleintrans-
porte/Kurierdiensttransporte von 
Bedeutung. Ab dem 21.05.2022 
unterliegen diese Unternehmen 
im Rahmen von grenzüberschrei-
tenden Güterkraftverkehren mit 
Fahrzeugen/Fahrzeugkombinatio-
nen mit einer zulässigen Höchst-
masse /zHM) von mehr als 2,5 t 
einer Lizenzpflicht.

Schnell mal auf die 
Internetseite des LSV e.V.?

www.lsv-ev.de

Verkehrspolitik

Fortsetzung auf Seite 5
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Bis zum 20.05.2022 geltende 
3,5 t zGM-Befreiungsgrenze von 
der Lizenzpflicht
Nach der sog. „Marktzugangs“- 
Verordnung (EG) Nr. 1072/2009, 
die seit dem 04.12.2011 unmitt-
telbar geltendes Recht in allen 
EU-/EWR-Mitglied-/Vertragsstaa-
ten ist, bedürfen nach Art. 1 Abs. 
5 lit.c) der VO (EG) Nr. 1072/2009 
u.a. folgende Beförderungen (so-
wie im Zusammenhang damit 
durchgeführte Leerfahrten) keiner 
Gemeinschaftslizenz und sind 
von jeglichem Erfordernis einer 
Beförderungsgenehmigung aus-
genommen:
… c) �die Beförderung von Gütern 

mit Kraftfahrzeugen, deren 
zulässige Gesamtmasse, 
einschließlich der Gesamt-
masse der Anhänger, 3,5 t 
nicht übersteigt.

Lizenz im grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr ab 21.05.2022 
bereits bei Überschreiten der 
2,5 t zGM erforderlich
Wir dürfen darauf hinweisen, 
dass die „Marktzugangs“-Verord-
nung (EU) Nr. 1072/2009 sowie 
die „Berufszugangs“-Verordnung 
(EG) Nr. 1071/2009 im Juli 2020 
geändert wurden. Die Berufs- 
und Marktzugangs-Regelungen 
werden durch die Änderungs-Ver-
ordnung (EU) 2020/1055 vom 
15.  Juli 2020 zum 21.02.2022 
geändert und gelten – teilweise – 
spätestens ab dem 21.05.2022.

Im Rahmen von grenzüberschrei-
tenden gewerblichen Güterkraft-
verkehr (vgl. Art. 1l) sowie Kabo-
tageverkehren (Art. 1 IV) wird ab 
dem 21. Mai 2022 für die Beför-
derung von Gütern mit Kraftfahr-
zeugen, deren zulässige Gesamt-
masse 2,5 t überschreitet, eine 
Gemeinschaftslizenz erforderlich 
(Umkehrschluss aus Art. 2 Nr. 2 

lit.c) VO (EU) Nr. 1072/2009 in 
der ab 21.02.2022 geltenden Fas-
sung).

Die Anforderungen für die Zu-
lassung zum Beruf des Kraftver-
kehrsunternehmers werden für 
Unternehmer, die Kraftfahrzeuge 
oder Fahrzeugkombinationen im 
grenzüberschreitenden Verkehr 
einsetzen, die ausschließlich für 
die Güterbeförderung verwendet 
werden und deren zulässige Ge-
samtmasse mehr als 2,5 t, jedoch 
nicht mehr als 3,5 t beträgt, erst-
malig verbindlich vorgeschrie-
ben.

Damit sind grundsätzlich auch 
die Berufszugangsvoraussetzun-
gen, d.h.
•	Anforderungen an eine Nieder-

lassung
•	Nachweis der fachlichen Eig-

nung,
•	Finanzielle Leistungsfähigkeit
•	Zuverlässigkeit

für die genannten Transporte künf-
tig zu erfüllen. Die Änderungs-
verordnung sieht für bestimmte 
Unternehmen eine dreimonatige 
Übergangsregelung zur Erfüllung 
der Berufszugangsvoraussetzun-
gen nach Inkrafttreten der neuen 
Verordnung vor:
Güterkraftverkehrs-Unternehmen,  
die grenzüberschreitende Ver-
kehrstätigkeiten ausschließlich 
mit Kraftfahrzeugen oder Kraft-
fahrzeugkombinationen ausüben, 
deren zulässige Gesamtmasse 
3,5 t nicht überschreitet, sind auf-
grund der Übergangsbestimmun-
gen des Art. 23 der VO (EU) Nr. 
1071/2009 (in der ab 21.02.2022 
geltenden Fassung) bis 21. Mai 
2022 noch von den Bestimmun-
gen der „Berufszugangs“-Verord-
nung ausgenommen, sofern in 
den Rechtsvorschriften des Nie-
derlassungsmitgliedstaats nichts 
anderes vorgesehen ist. 

Sofern Deutschland nichts Ab-
weichendes im nationalen Recht 
regelt, sind die Berufszugangs
voraussetzungen spätestens ab 
dem 21.05.2022 nachzuweisen, 
sofern die o.g. grenzüberschrei-
tenden Güterkraftverkehre durch-
geführt werden sollen.

Dabei gilt dann u.a.:
Nachweis der finanziellen Leis­
tungsfähigkeit ab dem 21.02.2022
Güterkraftverkehrsunternehmen, 
die sowohl Fahrzeuge und Fahr-
zeugkombinationen > 3,5 t zGM 
als auch Fahrzeuge > 2,5 t bis 
3,5 t einsetzen:
Nachweis über Kapital oder Re-
serven in mindestens folgender 
Höhe:
•	9000 EUR für das erste genutzte 

Kraftfahrzeug
•	5000 EUR für jedes weitere ge-

nutzte Kraftfahrzeug oder jede 
weitere genutzte Fahrzeugkom-
bination, das/die eine zulässige 
Gesamtmasse von über 3,5 t 
hat und

•	900 EUR für jedes weitere ge-
nutzte Kraftfahrzeug oder für 
jede weitere genutzte Fahrzeug-
kombination, dessen/deren zu-
lässige Gesamtmasse 2,5  t, je-
doch nicht 3,5 t überschreitet.

Ausnahme: Nachweis der finan­
ziellen Leistungsfähigkeit ab dem 
21.05.2022
Güterkraftverkehrsunternehmen, 
die den Beruf ausschließlich mit 
Kraftfahrzeugen oder Fahrzeug-
kombinationen ausüben, deren 
zGM 2,5 t, jedoch nicht 3,5 t 
überschreitet, ausüben:
Unternehmen, die den Beruf 
des Güterkraftverkehrsunterneh- 
mers ausschließlich mit Kraft- 
fahrzeugen oder Fahrzeugkom-
binationen ausüben, deren zu-
lässige Gesamtmasse 2,5  t, je-
doch nicht 3,5 t überschreitet,  

Fortsetzung von Seite 4
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weisen für jedes Jahr anhand der 
von einem Rechnungsprüfer oder 
einer ordnungsgemäß akkredi-
tierten Person geprüften Jahresab-
schlüsse nach, dass sie über Ka-
pital und Reserven in mindestens 
folgender Höhe verfügt:
•	1800 EUR für das erste genutzte 

Fahrzeug und
•	900 EUR für jedes weitere ge-

nutzte Fahrzeug.

Die Mitgliedstaaten können ver-
langen, dass die in ihrem Ge-
biet niedergelassenen Unterneh-
men nachweisen, dass sie für 
diese Fahrzeuge ebenfalls über 
Kapital und Reserven in Höhe 
von 9000  EUR bzw. 5000  EUR 
verfügen. Ob Deutschland von 
der letztgenannten Option Ge-
brauch macht, ist derzeit (Stand 
02.02.2021) noch nicht bekannt.

Einsatz von ukrainischen Lkw- 
Fahrern – Was bei der Fahrer­
laubnis beachtet werden muss
Die Fahrerlaubnis von ukraini-
schen Berufskraftfahrern verän-
dert sich, sobald sie ihren Wohn-
ort nach Deutschland verlegen 
Wenn ausländische Fahrer ihren 
Wohnort nach Deutschland verle-
gen, verändert sich die Gültigkeit 
ihres Führerscheins. 

Alle Bürger aus der Ukraine, 
die einen nationalen (ukraini-
schen) oder einen Internationalen 
Führerschein besitzen, dürfen in 
der Bundesrepublik Deutschland 
Kraftfahrzeuge der Klassen führen, 
für die ihr Führerschein ausgestellt 
ist, soweit sie sich vorübergehend 
im Bundesgebiet aufhalten. Die 
Mitführung einer Übersetzung 
des ukrainischen Führerscheins 
ist nicht erforderlich. Erst wenn 
die Betroffenen hier ihren Wohn-
sitz in Deutschland begründen, 
besteht die Fahrerlaubnis noch 

weitere sechs Monate. Danach ist 
dann ein in der Bundesrepublik 
Deutschland ausgestellter Führer-
schein erforderlich. Das berichtet 
das Bundesamt für Digitales und 
Verkehr (BMDV).

Was ist bei einer Umschreibung 
zu tun?
Bei der Umschreibung der ukrai- 
nischen Fahrerlaubnis ist eine 
theoretische und praktische Fahr
erlaubnisprüfung obligatorisch. 
Zwar ist keine Führerscheinaus-
bildung erforderlich, doch der 
Fahrlehrer darf den Bewerber nur 
zur Prüfung begleiten, wenn er 
sich überzeugt hat, dass er über 
die zum Führen eines Kraftfahr-
zeuges erforderlichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten verfügt. Wie vie-
le Unterrichts- beziehungsweise 
Fahrstunden für die Feststellung 
der Prüfungsreife erforderlich 
sind, entscheidet der Fahrlehrer. 
Sofern ukrainische Fahrer im Be-
sitz einer abgeschlossenen Berufs-
ausbildung als Berufskraftfahrer 
sind, können diese in einen deut-
schen Berufsabschluss anerkannt 
werden. In diesem Fall wäre nur 
die Absolvierung einer 35-stün-
digen Weiterbildung erforderlich, 
sofern der Abschluss der Berufs-
ausbildung länger als fünf Jahre 
zurückliegt. Für die Anerkennung 
von Berufsabschlüssen ist die IHK 
FOSA (Foreign Skills Approval) 
zuständig, Ansprechpartner ist 
aber erst einmal für den Wohnsitz 
des Antragstellers zuständige IHK.

Sonderregelungen – Aufenthalts-
titel
Die Ukraine-Aufenthalts-Über-
gangsverordnung (UkraineAu-
fenthÜV) vom 7. März regelt 
anlässlich des Krieges in der 
Ukraine infolge des Überfalls 
der Russischen Föderation vom 
24.  Februar die vorübergehende 
Befreiung von bestimmten Aus-
ländern vom Erfordernis des Be-
sitzes eines Aufenthaltstitels und 

ermöglicht diesen die Einholung 
des für die Zeit nach Außerkraft-
treten dieser Verordnung erforder-
lichen Aufenthaltstitels im Bun-
desgebiet.

Sonderregelungen – Berufskraft-
fahrer
Speziell für den Einsatz von ukrai-
nischen Lkw- und Busfahrern gibt 
es nach heutigem Stand keine 
Sonderregelungen.

Quelle: 
Verkehrsrundschau online

Kabotage: BAG stellt  
Informationsbroschüre 
zur Verfügung

Ab dem 21.02.2022 bzw. 
21.05.2022 gelten im Bereich der 
Kabotage neu hinzugekommene 
Regeln. 

Das BAG hat die wichtigsten 
Änderungen und Wissenswertes 
rund um das Thema Kabotage in 
einem Faltblatt zusammengefasst, 
welches Sie auf der Seite 7 und 8 
finden.

Aber auch mit folgendem Code 
kann das Faltblatt aufgerufen wer-
den: 

Fortsetzung von Seite 5
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Corona

Kurzarbeitergeld- 
verlängerungsgesetz  
im Bundesgesetzblatt  
veröffentlicht

Das Kurzarbeitergeldverlängerungs-
gesetz wurde am 25. März 2022 im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Da-
mit wurden folgende Regelungen bis 
zum 30. Juni 2022 verlängert:

•	Anrechnungsfreiheit von Entgelt 
aus während der Kurzarbeit aufge-
nommenen Minijobs

•	Die gesetzliche Erhöhung des 
Kurzarbeitergeldes

•	Verringertes Mindesterfordernis 
von 10 Prozent der vom Arbeits-
ausfall betroffenen Arbeitnehmer 

•	Verzicht auf den Aufbau von Mi-
nusstunden

•	Ausweitung der maximalen Be-
zugsdauer auf 28 Monate, längs-
tens bis zum 30. Juni 2022

Die Regelung zur verlängerten Be-
zugsdauer ist rückwirkend zum 
1. März 2022 in Kraft getreten.
Unternehmen, die im März 2022 die 
Bezugsdauer bereits ausgeschöpft 
hätten, können nun mittels formloser 
Verlängerungsanzeige melden, dass 
die Kurzarbeit weiterläuft. Hierfür 
sollte Kontakt zur zuständigen Agen-
tur für Arbeit aufgenommen werden. 
Anschließend ergeht ein neuer Be-
willigungsbescheid.
Über die teilweise oder vollständige 
Erstattung der Sozialversicherungs-
beiträge wurde bis jetzt noch nicht 
entschieden. Wir halten Sie dazu auf 
dem Laufenden.
Interessierten Mitgliedsunternehmen 
senden wir das Kurzarbeitergeldver-
längerungsgesetz auf Anforderung 
gern zu.

Corona-Sonderregelung: 
Telefonische Krank- 
schreibung weiter bis 
Ende Mai möglich

Der Gemeinsame Bundesausschuss 
(G-BA) hat am 18. März 2022 die 
Corona-Sonderregeln für die telefo-
nische Krankschreibung bei leich-
ten Atemwegsinfekten nochmals um 
weitere zwei Monate bis einschließ-
lich zum 31. Mai 2022 verlängert. 
Er sieht diesen Schritt trotz der ge-
planten bundesweiten Lockerung der 
Infektionsschutzmaßnahmen durch 
den Gesetzgeber als sachgerecht an. 
Arztpraxen sind kein „normaler“ Ort 
im öffentlichen Leben. Hier treffen 
vielmehr Menschen mit verschiede-
nen medizinischen Problemen auf-
einander und bleiben eine gewisse 
Zeit zusammen. Um ein mögliches 
Infektionsrisiko in Arztpraxen nach 
wie vor klein zu halten, sollen Ver-
sicherte eine Krankschreibung (Fest-
stellung einer Arbeitsunfähigkeit) bei 
leichten Erkrankungen der oberen 
Atemwege weiterhin telefonisch er-
halten können. Die Sonderregelung 
hilft, Kontakte in Arztpraxen zu ver-
meiden und schützt damit Patienten 
und Patientinnen wie auch die dorti-
gen Mitarbeitenden.
Patientinnen und Patienten, die an 
leichten Atemwegserkrankungen lei- 
den, können damit weiterhin tele-
fonisch für bis zu 7 Kalendertage 
krankgeschrieben werden. Nieder-
gelassene Ärztinnen und Ärzte müs-
sen sich dabei persönlich vom Zu-
stand der Patientin oder des Patienten 
durch eine eingehende telefonische 
Befragung überzeugen. Eine einma-
lige Verlängerung der Krankschrei-
bung kann telefonisch für weitere 
7 Kalendertage ausgestellt werden.
Der Beschluss zur Verlängerung der 
Corona-Sonderregelung tritt mit Wir-
kung vom 1. April 2022 in Kraft. Un-
abhängig von der Corona-Sonderrege-
lung gilt, dass Versicherte im Rahmen 
einer Videosprechstunde eine Krank-
schreibung erhalten können.

Auslaufende Corona- 
Sonderregelungen und 
regionale Auffangoptionen 
durch spezielles Verfahren 
und Grundlagenbeschluss

Bei anderen Corona-Sonderregelun-
gen aus dem Bereich der Veranlassten 
Leistungen hat der G-BA entschieden, 
ab 1. April 2022 zu den regulären 
Richtlinienregelungen zurückzukeh-
ren. Es gibt derzeit bei den betroffenen 
Sonderregelungen keine Hinweise 
darauf, dass das Auslaufen der Rege-
lungen zu Corona-bedingten, bundes-
weiten Beeinträchtigungen der medi-
zinischen Versorgung führen würde.
Sollte jedoch in einzelnen Regionen 
die notwendige medizinische Ver-
sorgung durch die Corona-Pandemie 
so gefährdet sein, dass die regulär 
geltenden Richtlinien nicht sinnvoll 
greifen, kann der G-BA rasch reagie-
ren und die Ausnahmeregelungen 
im notwendigen Umfang räumlich 
begrenzt und zeitlich befristet für 
anwendbar erklären. Ein solcher Be-
schluss zu regional begrenzten Aus-
nahmeregelungen kann beispiels-
weise auf Wunsch der betroffenen 
Gebietskörperschaft gefasst werden.
Basis ist ein spezielles beschleunig-
tes Verfahren und ein sogenannter 
Grundlagenbeschluss des G-BA vom 
September 2020.
Zudem hat der G-BA mittlerweile 
mehrere seiner Corona-Sonderrege-
lungen vollständig oder abgewandelt 
in die Regelversorgung überführt:

•	Die Möglichkeit der Videotherapie 
bei Heilmitteln

•	 Eine verlängerte Vorlagefrist (4 Tage) 
für Verordnungen der häuslichen 
Krankenpflege und

•	Die Möglichkeit einer Krankschrei-
bung per Videosprechstunde.

Alle bisherigen Sonderregelungen 
des G-BA zur Corona-Pandemie und 
deren Geltungsdauer unter: https://
www.g-ba.de/service/sonderregelun-
gen-corona/.

www.lsv-ev.de
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SPANIEN:  
Verbot für Fahrer,  
Be- und Entladetätigkeiten 
durchzuführen

Anfang September 2022 wird eine 
neue Vorschrift in Kraft treten, die 
Fahrern die Durchführung von Be- 
und Entladetätigkeiten in Spanien 
verbietet. Sie wird unabhängig von 
der Staatsangehörigkeit des Spedi-
teurs oder des Fahrers gelten. 

Fahrer von Lastkraftwagen mit einer 
zulässigen Gesamtmasse von mehr 
als 7,5 t dürfen sich nicht am Be- 
oder Entladen von Waren oder deren 
Trägern, Verpackungen, Containern 
oder Kisten beteiligen, außer in fol-
genden Fällen: 
a)	�Beförderung von Umzugsgut und 

Möbellagerung. 
b)	�Beförderung in Tankfahrzeugen. 
c)	�Beförderung von Zuschlagstoffen 

oder Beförderung in Kippfahr-
zeugen oder Fahrzeugen, die mit 
einem Kran oder anderen fahr-
zeugeigenen Vorrichtungen zum 
Be- und Entladen ausgestattet sind. 

d)	�Beförderung von Fahrzeugen und 
Hilfskränen am Straßenrand. 

e)	�Beförderung von Teilladungen 
zwischen dem Verteilungszen
trum und der Verkaufsstelle gemäß 
den Vorschriften, Paketdienste und 
andere ähnliche Dienste, die die 
Abholung oder Zustellung von 
Warensendungen umfassen, die 
aus einer geringen Anzahl von 
Paketen bestehen, die von einer 
Person leicht gehandhabt werden 
können. Als Stückguttransporte 
im Sinne dieser Nummer gelten 
Transporte, bei denen eine vorhe-
rige Handhabung, Gruppierung, 
Sortierung oder ähnliche Vorgänge 
erforderlich sind. 

f)	� Transport von lebenden Tieren zu 
Kontrollstellen, die gemäß den ge-
meinschaftlichen Rechtsvorschrif-
ten zugelassen sind, unbeschadet 
der in den Verordnungen über den 
Schutz von Tieren beim Transport 
festgelegten Verantwortlichkeiten. 

g)	�Fälle, in denen in den Vorschrif-
ten für bestimmte Transporte aus-
drücklich etwas anderes in Bezug 
auf die Beteiligung des Fahrers 
festgelegt ist. 

h)	�Die in der Verordnung festgeleg-
ten Fälle, sofern die Sicherheit des 
Fahrers gewährleistet ist. 

Die Bestimmungen des vorhergehen-
den Abschnitts gelten für alle Be- und 
Entladevorgänge, die auf spanischem 
Hoheitsgebiet durchgeführt werden. 

Die unter Punkt e) genannten Vor-
schriften sind noch nicht veröffent-
licht und werden vom Verkehrsmi-
nister behandelt. 

Die Sanktion für die Nichteinhaltung 
der Vorschriften sollte sowohl für das 
Unternehmen gelten, unter dessen 
Leitung der Fahrer des Fahrzeugs 
handelt, als auch für den Verlader, 
den Versender, den Vermittler und 
den Empfänger, die an dem Transport 
beteiligt sind. Ihnen droht ein Buß-
geld zwischen 4001 € und 6000 €. 

Türkei:  
Kontrollen über nicht  
entrichtete Bußgelder/
Straßenbenutzungs- 
gebühren an der Grenze
 
Seit 15. März 2022 ist in der Türkei 
eine neues Verfahren an den türki-
schen Grenzübergängen eingeführt 
worden. 

So erfolgt an der Grenze eine Ab- 
frage im Computersystem, ob für 
das betreffende Kfz-Kennzeichen 
eine Meldung über nicht entrichte-
te Bußgelder bzw. nicht entrichtete 
Brücken- und/oder Straßenbenut-
zungsgebühren vorliegt. Bei nicht be-
zahlten Bußgeldern/Gebühren darf 
das Fahrzeug den Zollbereich nicht 
passieren.

Quelle: 
Türkische Botschaft Berlin

ÖSTERREICH:  
Blockabfertigungen im  
2. Halbjahr 2022

Die Tiroler Landesregierung hat den 
Dosierkalender für das 2. Halbjahr 
2022 veröffentlicht. Danach sind an 
17 Tagen Blockabfertigungen für Lkw 
am Grenzübergang Kufstein/Kiefers-
felden in Fahrtrichtung Süden vorge-
sehen (1. Halbjahr 2022: 21 Tage). 

An den aufgelisteten Tagen wird die 
Polizei an einem eigens eingerich-
teten Checkpoint auf der A12 bei 
Kufstein Nord den Schwerverkehr ab 
05:00 Uhr in Fahrtrichtung Innsbruck 
so verlangsamen und falls nötig zum 
Stillstand bringen, dass pro Stunde 
nur etwa 300 Lkw von Deutschland 
kommend auf der A12 unterwegs 
sind.

Dosierkalender 2. Halbjahr 2022

Montag, 04.07.2022

Montag, 11.07.2022

Montag, 18.07.2022

Montag, 25.07.2022

Dienstag, 04.10.2022

Donnerstag, 27.10.2022

Mittwoch, 02.11.2022

Donnerstag, 03.11.2022

Mittwoch, 16.11.2022

Donnerstag, 17.11.2022

Mittwoch, 23.11.2022

Donnerstag, 24.11.2022

Mittwoch, 30.11.2022

Donnerstag, 01.12.2022

Freitag, 09.12.2022

Dienstag, 13.12.2022

Mittwoch, 14.12.2022

Internationaler Verkehr
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Neue Auflage: Ladungssicherung leicht gemacht 

München, März 2022
Im Heinrich Vogel Verlag ist die neue Auflage des Arbeits- und Lehrbuchs „Ladungssicherung leicht gemacht“ 
erschienen. Das Lehrbuch bildet eine umfassende Grundlage rund um das Thema Ladungssicherung und ist auf 
die Schulung von Fahrern und Verladepersonal abgestimmt.

Ladungssicherung ist ein sehr komplexes Thema mit vielen Fallstricken. Die verständliche und anschauliche 
Aufbereitung des Stoffes mit modernen 3D-Grafiken eignet sich für die Schulung ebenso wie für das Selbst
studium. Die Gliederung ist auf den „Ausbildungsnachweis Ladungssicherung“ des VDI abgestimmt. Neben 
der rechtlichen sowie physikalischen Grundlage werden Hilfsmittel und Arten der Ladungssicherung aufge
listet. Der Fahrer lernt dadurch, selbständig geeignete Maßnahmen auszuwählen und in der Praxis anzu
wenden.

Inhalt:
•  Unfälle und Verkehrskontrollen
•  Rechtliche Grundlagen
•  Physikalische Grundlagen
•  Anforderungen an das Transportfahrzeug
•  Zurrmittel und sonstige Hilfsmittel
•  Wie man gefälschte Zurrgurte erkennt
•  Arten der Ladungssicherung
•  Praxisbeispiele
•  �Anhang: Diagramme zum Diagonal-/Schrägzurren, Sicherung gestapelter Ladung,  

Fotodokumentation Stückgutverladung, Hinweise zur praktischen Ausbildung

Rudolf Sander

Ladungssicherung leicht gemacht
Lehrbuch für Schulung und Selbststudium

Softcover, 144 Seiten, 14. Auflage 2022
Bestell-Nr. 23028
Preis: 21,90 € (23,43 € inkl. MwSt.)

Direkt zu beziehen bei:
Springer Fachmedien München GmbH
Verlag Heinrich Vogel 
Aschauer Straße 30
81549 München
Telefon 089/20 30 43 - 1600
vertriebsservice@springernature.com
www.heinrich-vogel-shop.de
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Rücktrittsrecht:  
Was darf ein Möbel- 
spediteur (nicht)?

Wenn Mitarbeiter in Quarantäne 
müssen und nicht zur Verfügung 
stehen stellt sich die Frage, ob 
die Möbelspedition den Umzug 
durchführen muss oder vom Um-
zugsvertrag zurücktreten kann.
Auch Umziehende können unter 
Umständen den Umzugsvertrag 
kündigen. AMÖ-Syndikusrechts-
anwalt Farsad Saghafi stellt in 
seiner Antwort zunächst das all-
gemeine Rücktrittsrecht vor, ehe 
er im Anschluss die Beendigungs-
möglichkeiten im Frachtrecht dar-
stellt.

Grundsätzlicher Rücktritt

Von einem gegenseitigen Vertrag 
kann man grundsätzlich entwe-
der aufgrund eines vertraglichen 

oder gesetzlichen Rücktritts-
rechts zurücktreten. Sofern ver-
traglich nichts vereinbart wurde, 
gilt das „Allgemeine Leistungs-
störungsrecht“. Zunächst müss-
te ein Rücktrittsgrund nach den 
§§ 323 ff. BGB vorliegen. In der 
Regel hat die eine Vertragspartei 
ihre Leistung entweder nicht oder 
nicht vertragsgemäß erbracht. Ein 
weiterer häufig vorkommender 
Rücktrittsgrund ist der Fall der 
Unmöglichkeit nach den §§ 275, 
326 Abs. 5 BGB zu nennen. Dort 
ist geregelt, dass der Gläubiger 
zurücktreten kann, sofern der 
Schuldner seine Leistung nicht 
erbringen kann, weil sie für ihn 
oder für jedermann unmöglich ist.

Sofern ein Rücktrittsgrund vor-
liegt, muss nach § 323 Abs. 1 
BGB der anderen Vertragspartei 
zunächst eine Frist zur Leistung 
oder Nacherfüllung gesetzt wer-
den. Erst wenn die Frist fruchtlos 
abgelaufen oder eine Fristset-
zung ausnahmsweise nach § 323 
Abs. 2 BGB entbehrlich ist, kann 
der Rücktritt im Sinne des § 349 
BGB erklärt werden. Dann fol-
gen die Wirkungen des Rücktritts, 
die in den §§346 ff. BGB gere-
gelt sind. Hat der Gläubiger be-
reits die Gegenleistung erbracht, 
also z.B. den Kaufpreis entrichtet, 
hat ihm der Schuldner nach dem 
Rücktritt den Kaufpreis zurückzu-
gewähren.

„Rücktritt“ im Frachtrecht

Der Absender, z.B. der Umzie-
hende, hat stets die Möglichkeit 
zu kündigen. Dies ergibt sich aus 
dem Gesetz und ist in § 415 HGB 
verankert. Sofern der Absender 
den Vertrag kündigt, stehen dem 
Frachtführer in Anbetracht einer 
solchen Kündigung Vergütungs-

ansprüche nach § 415 Abs. 2 
HBG zu. Dabei kann der Fracht-
führer frei wählen, ob er pauschal 
ein Drittel der vereinbarten Fracht 
(sog. Fautfracht) verlangt oder die 
gesamte vereinbarte Fracht. In 
letzterem Fall muss er sich aber 
das anrechnen lassen, „was er 
infolge der Aufhebung des Ver-
trages an Aufwendungen erspart 
oder anderweitig erwirbt oder zu 
erwerben böswillig unterlässt“. 
Beispiele hierfür sind z.B. wenn 
der Frachtführer seine Mitarbeiter 
nicht mehr einsetzen oder bezah-
len muss oder die Kosten für das 
Fahrzeug entfällt etc.

Sofern jedoch die Beförderung 
unmöglich ist, der Frachtführer 
seine Leistung also nicht erbrin-
gen kann (obwohl er sie erbrin-
gen möchte), entfällt sein An-
spruch auf die Fracht, wie sich 
aus § 420 Abs. 2 HGB ergibt. Nur 
im Falle, dass die Beförderung 
aus Gründen unmöglich ist, die 
dem Risikobereich des Absenders 
zuzurechnen sind oder der Ab-
sender im Verzug der Annahme 
ist, kann der Frachtführer gemäß 
§ 420 Abs. 3 HGB nach wie vor 
seine Fracht beanspruchen.

Was gilt bei Leistungs-
hindernissen während Corona?

Grundsätzlich gilt, dass dem 
Frachtführer die in § 415 Abs. 2 
HGB genannten Ansprüche nicht 
zustehen, wenn die Kündigung 
auf Gründen beruht, die „dem Ri-
sikobereich des Frachtführers zu-
zurechnen sind“.

Jetzt kann der Frachtführer das 
zur Beförderung übergebene Gut 
aufgrund von Pandemiebekämp-

Schnell mal
auf die 

Internetseite
des LSV e.V.?

Fortsetzung auf Seite 13

Möbelspedition
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fungsmaßnahmen nicht wie vor-
gesehen abliefern und dies war 
von den Parteien nicht vorherzu-
sehen. Dieses Leistungshindernis 
kann man definitiv nicht dem 
Frachtführer zurechnen. Daher 
könnte er gegenüber dem Ab-
sender seine Vergütungsansprü-
che geltend machen, wenn der 
Absender den Frachtvertrag nach 
§ 415 Abs. 1 HGB kündigt.

Dies gilt allerdings dann nicht 
mehr, wenn dem Frachtführer be-
kannt war oder er hätte vorausse-
hen können, dass aufgrund von 
bereits geltenden oder im Voraus 
angekündigten Maßnahmen die 
Beförderung nicht durchgeführt 
werden kann. Dann hätte er trotz 
Kündigung durch den Absen-
der keine Ansprüche, weil man 
in einem solchen Fall eine Zu-
rechnung des Risikobereichs des 
Frachtführers bejahen würde.

Beachten Sie:
Befindet sich der Frachtführer mit 
der Übernahme des Gutes in Ver-
zug oder kann er vor Übernahme 
des Gutes aus einem anderen 
Grund nicht vertragsgemäß beför-
dern, so darf der Absender, statt 
nach § 415 HGB zu kündigen, 
auch nach § 323 BGB zurück-
treten, wenn er dem Frachtführer 
unter Ablehnungsandrohung eine 
Nachfrist gesetzt hat, die fruchtlos 
abgelaufen ist. 

Folge:
Dem Frachtführer stehen dann 
keine Vergütungsansprüche aus 
§ 415  Abs. 2 HGB zu.

Selbiges gilt übrigens auch dann, 
wenn der Frachtführer sich wei-
gert, vertragsgerecht zu beför-
dern. Hier könnten sich dann 
auch ggf. Schadens- und Aufwen-
dungsersatzansprüche des Absen-
ders gegenüber dem Frachtführer 
ergeben.

Kann auch der Frachtführer 
kündigen?

Grundsätzlich hat der Fracht-
führer seine Leistungspflichten 
zu erfüllen und kann sich nicht 
so einfach vom Vertrag lösen. 
Schließlich kann der Frachtfüh-
rer sowohl von seinem Zurück-
behaltungs- als auch von seinem 
Pfandrecht Gebrauch machen, 
sofern er seine Ansprüche sichern 
möchte. Im Frachtrecht selbst ist 
lediglich geregelt, dass der Fracht-
führer gemäß § 417 Abs. 2 HGB 
den Vertrag kündigen kann, wenn 
der Absender das Gut nicht inner-
halb der Ladezeit verlädt. Außer-
dem kann der Frachtführer auch 
im Rahmen des allgemeinen Leis-
tungsstörungsrechts vom Vertrag 
zurücktreten.

Quelle: 
MöbelLogistik – 1/2022

Fortsetzung von Seite 12
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Fristlose Kündigung  
wegen Arbeitszeitbetrugs 
unverhältnismäßig
ArbG Herne, Urteil vom 
10. Dezember 2021 –  
5 Ca 1495/21

Die fristlose Kündigung eines 
langjährig beschäftigten Mitar-
beiters wegen Arbeitszeitbetrugs 
ohne vorherige Abmahnung ist 
unverhältnismäßig. Der Kläger 
war 30 Jahre beanstandungslos 
beim beklagten Reinigungsbe-
trieb als Fahrer beschäftigt. 

Nach einem Hinweis, dass das 
Fahrzeug des Klägers außerhalb 
der zugeteilten Bereiche gesichtet 
wurde, beauftragte der Beklagte 
eine Detektei, die das Fahrzeug 
des Klägers etwa einen Monat 
lang beobachtete und hierbei an 
mehreren verschiedenen Orten 
entdeckte, die keinerlei Bezug 
zur beauftragten Tätigkeit hatten. 
Daraufhin kündigte der Beklag-
te das Arbeitsverhältnis mit dem 
Kläger fristlos. Die hiergegen ge-
richtete Kündigungsschutzklage 
war erfolgreich. Nach Auffassung 
des Gerichts rechtfertige ein Ar-
beitszeitbetrug in vorgenanntem 
Ausmaß an sich zwar eine fristlo-
se Kündigung, da der begangene 
Vertrauensbruch als schwerwie-
gend einzuschätzen sei. Aller-
dings müsse im vorliegenden Fall 
die langjährige und beanstan-
dungslose Beschäftigungszeit so-
wie die soziale Situation des Klä-
gers Berücksichtigung finden. 

Da es sich ferner um ein steuer-
bares Verhalten gehandelt habe 
und der Kläger vom Gericht als 
beeinflussbare Persönlichkeit ein-
geschätzt werde, hätte vorliegend 
eine vorherige Abmahnung aus-
gereicht.

Kündigung schwer- 
behinderter Arbeit- 
nehmer in der Probezeit 
nur unter bestimmten 
Voraussetzungen
EuGH, Urteil vom  
10. Februar 2022 – 
C-485/20

Nach einer aktuellen Entschei-
dung des EuGHs ist die Kündigung 
schwerbehinderter Arbeitnehmer 
nur unter bestimmten Vorausset-
zungen zulässig. Im konkreten Fall 
befand sich der Kläger als Fach-
arbeiter für die Wartung und In-
standhaltung von Schienenwegen 
in der Probezeit, als ihm infolge 
von Herzproblemen ein Herz-
schrittmacher implantiert werden 
musste. Aufgrund der Sensibilität 
des Schrittmachers auf elektro
magnetische Felder und einer nun-
mehr anerkannten Schwerbehin-
derung, konnte der Kläger nicht 
mehr auf seinem ursprünglichen 
Arbeitsplatz eingesetzt werden. 
Nachdem er drei Monate als La-
gerist beschäftigt wurde, kündigte 
die Beklagte schließlich das Ar-
beitsverhältnis in der Probezeit, da 
keine Verwendung mehr auf einem 
anderen Arbeitsplatz bestünde. 
Mit seiner Kündigungsschutzklage 
machte der Kläger einen Verstoß 
gegen die Gleichbehandlungs-
richtlinie 2000/78/EG geltend, die 
eine Diskriminierung von Men-
schen mit Schwerbehinderung im 
Arbeitsverhältnis untersage. Artikel 
5 der Richtlinie sieht insbesondere 
vor, dass Arbeitgeber angemesse-
ne Vorkehrungen für Menschen 
mit Behinderung zu treffen haben. 
Das nationale Gericht legte dem 
EuGH nunmehr die Frage vor, ob 
Art. 5 der Richtlinie Arbeitgeber 
verpflichte, Arbeitnehmern in vor-
genannten Fällen einen anderen 

Arbeitsplatz zuzuweisen, anstatt 
ihm zu kündigen. Nach Ansicht 
des EuGHs impliziere Art. 5 der 
Richtlinie, dass ein Arbeitnehmer, 
der aufgrund seiner Behinderung 
für ungeeignet erklärt wurde, die 
wesentlichen Funktionen seiner 
bisherigen Stelle zu erfüllen, auf 
einer anderen freien Stelle einzu-
setzen sei, sofern er die notwendi-
ge Kompetenz, Fähigkeit und Ver-
fügbarkeit aufweise und er nicht 
unverhältnismäßig belastet werde.

Ist eine Kündigung per 
Whatsapp gültig? 

Eine Kündigung muss schriftlich 
versendet werden, damit sie gültig 
ist. Was aber, wenn ein Foto des 
Kündigungsschreibens per Whats-
app ankommt?

Kündigungen eines Arbeitsver-
hältnisses müssen die Anforde-
rungen der Schriftform erfüllen 
und können nicht einfach per 
WhatsApp verschickt werden. 
Wird eine Kündigung in Form 
eines Fotos via Whatsapp über-
mittelt, ist sie nicht gültig. Das 
zeigt ein Urteil des Landesar-
beitsgerichts München (Az. 3 Sa 
362/21), auf das der Bund-Verlag 
verweist.

In dem verhandelten Fall kündigte 
ein Arbeitgeber einem Angestell-
ten fristlos, weil er betrunken zur 
Arbeit erschienen war. Der Be-
schäftigte erhielt die Kündigung 
per Whatsapp. Der Arbeitgeber 
hatte das unterschriebene Kündi-
gungsschreiben fotografiert und 
das Foto über den Messenger an 
den Mann geschickt. 

Recht

Fortsetzung auf Seite 15
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Kündigung ist nur schriftlich 
möglich
Der Beschäftigte klagte, da die 
Kündigung aus seiner Sicht nicht 
der erforderlichen Schriftform 
entsprach und machte Gehalts-
ansprüche geltend. Das LAG 
München urteilte im Sinne des 
Klägers: Die per Whatsapp zuge-
stellte fristlose Kündigung ist dem-
nach nichtig, da sie gegen das 
Schriftformerfordernis verstößt.
Die Kündigung eines Arbeitsver-
hältnisses muss immer der Schrift-
form (§ 126 Abs. 1 und § 623 BGB) 
entsprechen, so der Bund-Verlag. 
Das soll Rechtssicherheit für die 
Vertragsparteien garantieren. Eine 
elektronisch übermittelte Ablich-
tung des Kündigungsschreibens, 
etwa per Fax oder Messenger, er-
füllt die Anforderung laut Urteil 
nicht. 
Das Schriftformerfordernis ist den 
Infos zufolge erst dann erfüllt, 
wenn das Kündigungsschreiben 
vom Arbeitgeber eigenhändig 
durch Namensunterschrift oder 
mittels notariell beglaubigten 
Handzeichens unterzeichnet wur-
de. Diese Urkunde muss dem 
Empfänger dann entsprechend 
zugehen. 

Keine Ausnahme wegen  
unbekannter Anschrift
Auch das Argument des Arbeitge-
bers, dass der Beschäftigte seine 
aktuelle Anschrift nicht mitgeteilt 
habe, so dass er die Kündigung 
nicht per Post zustellen konnte, 
ließ das Gericht nicht gelten.
Der Arbeitgeber hatte weder dar-
gelegt wann, noch wie er den 
Beschäftigen dazu aufgefordert 
hatte, seine aktuelle Anschrift mit-
zuteilen. Eine Ausnahmesituation 
sei entsprechend nicht begründet 
worden.

© dpa-infocom, 
dpa:220301-99-336245/2

dpa

Keine Rückforderung  
einer außergewöhnlich 
hohen Abfindungs- 
zahlung
LAG Hamm, Urteil vom 
15. Februar 2022 –  
6 Sa 903/21

Eine im Rahmen eines Aufhe-
bungsvertrags vereinbarte und 
im Vergleich zu den Gepflogen-
heiten anderer Arbeitgeber un-
gewöhnlich hohe Abfindung 
rechtfertigt keinen Rückzahlungs-
anspruch. Der Beklagte war bei 
der klagenden Stadt als Verwal-
tungsangestellter zu einem mo-
natlichen Tarifentgelt in Höhe von 
3.700 Euro brutto beschäftigt. 

Nach verschiedenen Differenzen  
mit seinem Vorgesetzten bot die 
Klägerin dem Beklagten eine 
vorzeitige Auflösung des Arbeits-
verhältnisses bei einer sieben-
monatigen bezahlten Freistellung 
sowie einer Abfindungszahlung 
in Höhe von 264.800 Euro an. 
Der Abfindungszahlung folgten 
staatsanwaltliche Ermittlungsver-
fahren gegen den Bürgermeister 
sowie den Personalleiter wegen 
Untreue und ein Eingreifen der 
Kommunalaufsicht. Parallel zu 
den Ermittlungsverfahren mach-
te die Klägerin arbeitsgerichtlich 
einen Rückzahlungsanspruch in 
Höhe der Abfindung geltend, da 
der Personalrat nicht über den Ab-
findungsvertrag informiert worden 
sei. Das Gericht verneinte jedoch 
einen Rückzahlungsanspruch. 

Die mangelhafte Beteiligung des 
Personalrats gehe auf ein Ver-
säumnis der Stadt zurück, wes-
halb diese sich nicht auf eine hie-
raus folgende Unwirksamkeit des 
Aufhebungsvertrags berufen kön-
ne. Ferner habe der Beklagte auch 
nicht gegen Strafgesetze oder die 
guten Sitten verstoßen. Allein aus 

einer im Vergleich zu den Gepflo-
genheiten anderer öffentlicher 
Arbeitgeber ungewöhnlich hohen 
Abfindung könne kein entspre-
chender Verstoß gefolgert werden. 
Vielmehr habe der Beklagte das 
ihm vorteilhaft erscheinende An-
gebot annehmen dürfen.

Absender einer E-Mail 
trifft volle Darlegungs- 
und Beweislast  
für Zugang
LAG Köln, Urteil vom  
11. Januar 2022 –  
4 Sa 315/21

Nach einem aktuellen Urteil des 
LAG trifft den Absender einer 
E-Mail gemäß § 130 BGB die 
volle Darlegungs- und Beweis-
last dafür, dass diese E-Mail dem 
Empfänger auch zugegangen ist. 
Streitgegenstand des Verfahrens 
war die Rückzahlungsverpflich-
tung des Klägers eines ihm zur 
Finanzierung einer Fortbildung 
von der Beklagten gewährten 
Darlehens. In dem zugrundelie-
genden Darlehensvertrag wurde 
festgelegt, dass die Beklagte auf 
die Rückzahlung des Darlehens 
verzichtet, wenn sie aus betrieb-
lichen Gründen dem Kläger nicht 
innerhalb von fünf Jahren nach 
Beendigung der Fortbildung die 
Übernahme in ein Arbeitsverhält-
nis anbietet. Der Kläger bestritt, 
ein entsprechendes Beschäfti-
gungsangebot von der Beklagten 
am letzten Tag der Frist erhalten 
zu haben. Eine entsprechende 
E-Mail sei ihm erst drei Tage spä-
ter zugegangen. Die Beklagte ver-
wies auf das Postausgangskonto 
ihres E-Mails-Accounts, wonach 
die E-Mail an den Kläger ver-
schickt worden sei. 
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In dem später vereinbarten Ar-
beitsverhältnis behielt die Beklag-
te demnach monatlich 500 Euro 
vom Lohn des Klägers zur Tilgung 
des Darlehens ein, da nach ih-
rer Auffassung die Bedingung für 
den Verzicht auf die Rückzahlung 
nicht eingetreten sei. Mit seiner 
hiergegen gerichteten Lohnzah-
lungsklage hatte der Kläger Er-
folg. Nach Auffassung des LAG 
sei der Zugang einer E-Mail vom 
Versender darzulegen und zu 
beweisen. Hierbei komme ihm 
keine Beweiserleichterung zugu-
te, wenn er nach dem Versenden 
keine Meldung über die Unzu-
stellbarkeit der E-Mail erhalte. 
Das Risiko, dass eine E-Mail aus 
technischen Gründen nicht an-
komme, könne nicht dem Emp-
fänger auferlegt werden. Da der 
Versender die Art der Übermitt-
lung gewählt habe, trage dieser 
auch das Risiko, dass die Nach-
richt ankomme. Hierbei bestehe 
beispielsweise die Möglichkeit, 
eine entsprechende Lesebestäti-
gung über das E-Mail-Programm 
anzufordern.

Außenhaftung des  
GmbH-Geschäftsführers

Neben einer GmbH kommt auch 
der Geschäftsführer als Verant-
wortlicher gem. der DSGVO in 
Betracht. Damit besteht ein wei-
terer Anknüpfungstatbestand für 
die Außenhaftung des Geschäfts-
führers.
Der Kläger strebte die „Mitglied-
schaft“ bei einer GmbH an. Vor 
dem Hintergrund dieser Mit-
gliedschaftsanfrage hatte der 
Geschäftsführer im Namen der 
GmbH – aber ohne die Einwilli-
gung des Klägers – einen Detektiv 
beauftragt. Der Detektiv sollte die 

Verbindung des Klägers zu etwa-
igen Straftaten in der Vergangen-
heit überprüfen. Die Recherche 
des Detektivs hat die Beteiligung 
des Klägers an strafrechtlich rele-
vanten Handlungen aufgedeckt. 
Die Mitgliedschaftsanfrage des 
Klägers wurde dementsprechend 
abgelehnt.
Daraufhin verklagte der Kläger 
sowohl die GmbH als auch den 
Geschäftsführer persönlich auf 
immateriellen Schadensersatz 
wegen Datenschutzverstößen. 
Erstinstanzlich wurden die Be-
klagten als Gesamtschuldner auf 
Zahlung von Schadensersatz we-
gen Verletzung der Rechte des 
Klägers aus der DSGVO verurteilt.

Urteil des OLG Dresden vom 
30.11.2021 (4 U 1158/21)
Während die Beklagten ihre Beru-
fungen zurückgenommen haben, 
hatte die Berufung des Klägers mit 
dem Ziel, eine höhere Schadens-
ersatzsumme zu erlangen, keinen 
Erfolg.
Das OLG Dresden („OLG“) hielt 
insbesondere fest, dass ein jeweils 
selbstständiger Verstoß gegen die 
Vorschriften der DSGVO durch 
die GmbH und den Geschäftsfüh-
rer rechtskräftig feststehe. Denn 
die mit Blick auf das Ausspähen 
des Klägers vorgenommene Ver-
arbeitung der Daten des Klägers 
sei mangels einer Einwilligung 
des Klägers rechtswidrig. Solch 
ein Verstoß könne zudem weder 
gem. Art. 6 DSGVO gerechtfertigt 
werden noch handele es sich hier 
um einen Bagatellverstoß.
Beide Beklagten seien hierfür ver-
antwortlich im Sinne von Art. 4 
Nr. 7 DSGVO. Denn maßgeblich 
für einen Anspruch aus Art. 82 
Abs. 1 DSGVO sei, so das OLG, 
die datenschutzrechtliche Verant-
wortlichkeit, die dann zu bejahen 
ist, wenn eine natürliche oder ju-
ristische Person alleine oder ge-
meinsam mit anderen über die 
Zwecke und die Mittel der Verar-

beitung von personenbezogenen 
Daten entscheiden kann und ent-
scheidet. Vor diesem Hintergrund 
entfalle regelmäßig die Verant-
wortlichkeit weisungsgebundener 
Angestellter oder sonstiger Be-
schäftigter, die eines GmbH-Ge-
schäftsführers allerdings nicht.

Anmerkung
Das Urteil des OLG ist für die Pra-
xis von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung. Das OLG sieht den 
GmbH-Geschäftsführer neben 
der Gesellschaft selbst als Ver-
antwortlichen gem. der DSGVO 
an. Damit besteht ein weiterer 
Anknüpfungstatbestand für die 
Außenhaftung des Geschäfts-
führers. Zwar ist die Haftung 
eines GmbH-Geschäftsführers 
im Grundsatz als Binnenhaftung 
gegenüber der Gesellschaft aus-
gestaltet. Allerdings besteht auch 
die Gefahr der persönlichen Haf-
tung des Geschäftsführers gegen-
über Gesellschaftsgläubigern. So 
ist eine Außenhaftung des Ge-
schäftsführers bspw. in Form der 
cic-Haftung (§§ 280 Abs. 1, 311 
Abs. 3 BGB) im Fall der Inan-
spruchnahme persönlichen Ver-
trauens oder beim Vorliegen eines 
wirtschaftlichen Eigeninteresses 
unter bestimmten Voraussetzun-
gen denkbar. Daneben kann eine 
solche Haftung gegenüber Dritten 
insbesondere über Deliktstatbe-
stände (vornehmlich § 823 oder 
§ 826 BGB), aber auch durch spe-
zielle Tatbestände, wie bspw. Aus 
dem Wettbewerbsrecht oder nach 
dem Urteil des OLG auch aus der 
DSGVO, begründet werden.
Ob sich auch andere Gerichte 
dieser Rechtsprechung des OLG 
anschließen werden, bleibt abzu-
warten. Denn das Urteil ist insbe-
sondere mit Blick auf die Einord-
nung des GmbH-Geschäftsführers 
als Verantwortlichen rechtlich 
durchaus angreifbar.
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Die Richter setzen sich insoweit 
nicht mit der Frage auseinander, 
unter welchen Voraussetzungen 
Geschäftsführer tatsächlich eigen-
ständig über die Zwecke und Mit-
tel von Datenverarbeitungen ent-
scheiden. Unter Berücksichtigung 
der grundsätzlichen Weisungsge-
bundenheit gegenüber der Gesell-
schafterversammlung erscheint es 
naheliegender, Geschäftsführern 
nur dann eine eigene Verant-
wortlichkeit zuzusprechen, wenn 
und soweit sie sich im Einzelfall 
darüber hinwegsetzen.

Quelle: 
Der Rundschreibendienst – 

Fuhrgewerbe-Innung 
Berlin-Brandenburg e.V. 

Kein berechtigtes  
Interesse an konzern- 
interner Datenüber- 
mittlung
LAG Hamm, Urteil vom 
14. Dezember 2021 –  
17 Sa 1185/20

Die unzulässige Weitergabe per-
sönlicher Daten von Beschäftigten 
innerhalb eines Konzernverbunds 
kann einen datenschutzrechtli-
chen Anspruch auf Unterlassung 
sowie immateriellen Schadens-
ersatz begründen. Die Klägerin 
ist bei der Beklagten, die mehre-
re Standorte in Deutschland im 
Rahmen eines Konzernverbunds 
betreibt, beschäftigt. Im Rahmen 
einer zentralen Anfrage des Per-
sonalmanagements der Beklagten 
wurde eine Übersicht von Mitar-
beitern mit einem Bruttojahres-
gehalt von mehr als 80.000 Euro 
erstellt und übermittelt, die 
außerdem auch Namen, Dienstart 
sowie weitere personenbezoge-

ne Daten der Klägerin enthielt. 
Hiergegen klagte die Klägerin er-
folgreich auf Unterlassung sowie 
Schadensersatz. 
Nach Auffassung des Gerichts 
habe die Beklagte zwar ein be-
rechtigtes wirtschaftliches In-
teresse, die Gehaltsdaten der 
Klägerin zu erhalten, um einen 
konzernweiten Vergleich der Ge-
hälter und eine einheitliche und 
widerspruchsfreie Darstellung zu 
gewährleisten. Allerdings recht-
fertige dieses berechtigte Interesse 
keine Übermittlung der Daten der 
Klägerin in personalisierter Form. 
Die Klägerin sei weder vorab un-
terrichtet worden, noch habe sie 
einer Weitergabe der Daten zuge-
stimmt. Ferner sei die Datenver-
arbeitung vorliegend auch nicht 
zur Durchführung des Beschäfti-
gungsverhältnisses erforderlich. 
Das Gericht stützte den Anspruch 
auf eine entsprechende Anwen-
dung des § 1004 Abs. 1 BGB in 
Verbindung mit § 823 Abs. 2 S. 1 
BGB, da die Beklagte gegen die 
datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten der Art. 5 Abs. 1a Var. 1 sowie 
Art. 6 Abs. 1 DSGVO verstoßen 
habe. Der Anspruch auf immate-
riellen Schadensersatz in Höhe 
von 2.000 Euro ergebe sich aus 
Art. 82 Abs. 1 DSGVO.

Meldungen bei  
Erkrankung vor Beginn 
der Beschäftigung

Manchmal verschiebt sich der 
Beginn einer Beschäftigung, da 
der Arbeitnehmer vor der beab-
sichtigten Arbeitsaufnahme ar-
beitsunfähig erkrankt. In diesen 
Sachverhalten stellt sich die Frage, 
wann das versicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnis beginnt 
und zu welchem Zeitpunkt der 
Arbeitnehmer bei der Kranken-
kasse anzumelden ist.

Voraussetzung für die Versiche-
rungspflicht in der Kranken-, Pfle-
ge-, Renten- und Arbeitslosenver-
sicherung ist eine Beschäftigung 
gegen Arbeitsentgelt. Dabei ent-
scheidet der Beginn der Versiche-
rungspflicht, auch wenn die Be-
schäftigungsaufnahme zu einem 
späteren Zeitpunkt erfolgt.

Beispiel:
Eine Arbeitnehmerin schließt mit 
einer GmbH einen Arbeitsvertrag 
ab 1. Januar 2022 (Arbeitstage 
sind montags bis freitags). Die 
tatsächliche Arbeitsaufnahme er-
folgt am 3. Januar 2022. Für Janu-
ar 2022 wird aber das volle Ge-
halt von der GmbH gezahlt.

Ergebnis: 
Da die Entgeltzahlung ab 1. Janu-
ar 2022 erfolgt, besteht ab diesem 
Zeitpunkt Versicherungspflicht. 
Die Anmeldung erfolgt zum 1. Ja-
nuar 2022.

Arbeitsunfähigkeit vor 
Beschäftigungsbeginn
Erkrankt ein Arbeitnehmer vor der 
geplanten Arbeitsaufnahme, ist 
für den Beginn der Versicherungs-
pflicht entscheidend, ab wann der 
Arbeitgeber Arbeitsentgelt zahlt. 
Nach den Vorschriften im Entgelt-
fortzahlungsgesetz ist der Arbeit-
geber erst nach Ablauf von vier 
Wochen zur Entgeltfortzahlung 
verpflichtet.

Dies gilt auch in dem Fall einer 
Arbeitsunfähigkeit, die vor Be-
schäftigungsbeginn eintritt. Aller-
dings sehen viele tarifvertragliche 
Regelungen, Betriebsvereinba-
rungen oder Arbeitsverträge vor, 
dass der Arbeitgeber auch in 
diesen Fällen ab einem früheren 
Zeitpunkt – meistens bereits ab 
Beschäftigungsbeginn – Entgelt-
fortzahlung gewährt.
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Beispiel: 
Ein Arbeitnehmer schließt mit 
einer GmbH einen Arbeitsver-
trag ab 1. März 2022. Er erlei-
det am 25. Februar 2022 einen 
Beinbruch. Die damit verbunde-
ne Arbeitsunfähigkeit besteht bis 
zum 3. April 2022. Die tatsäch-
liche Arbeitsaufnahme erfolgt am 
4. April 2022. 

Ergebnis: 
Nach den Vorschriften im Ent-
geltfortzahlungsgesetz hat der 
Arbeitnehmer für die Arbeitsun-
fähigkeit ab 25. Februar 2022 
vom 29. März 2022 an einen An-
spruch auf Entgeltfortzahlung. Mit 
diesem Tag beginnt die Versiche-
rungspflicht und die GmbH mel-
det den Arbeitnehmer zu diesem 
Zeitpunkt bei der Krankenkasse 
an. Sofern die GmbH bereits vor-
her – zum Beispiel aufgrund tarif-
vertraglicher Regelungen – Ent-
geltfortzahlung leistet, erfolgt die 
Anmeldung zum ersten Tag der 
Entgeltzahlung.

Sofern die Arbeitsunfähigkeit, die 
die geplante Arbeitsaufnahme 
verhindert, bereits bei Abschluss 
des Arbeitsvertrags besteht, ist der 
Arbeitgeber nicht zur Entgeltfort-
zahlung verpflichtet. 

Entsprechend erfolgt die Entgelt-
zahlung erst mit dem tatsächli-
chen Beginn der Arbeitsaufnah-
me. Dann ist auch die Anmeldung 
erst zu diesem Zeitpunkt vorzu-
nehmen. Sofern der Arbeitgeber 
dennoch Entgeltfortzahlung leis-
tet, erfolgt die Anmeldung auch in 
diesem Fall zu dem Tag, an dem 
die Entgeltzahlung beginnt.

Quelle: 
Der Rundschreibendienst – 

Fuhrgewerbe-Innung 
Berlin-Brandenburg e.V. 

Keine tarifliche  
Erschwerniszulage für  
das Tragen einer  
medizinischen Maske
LAG Schleswig-Holstein, 
Urteil vom  
10. November 2021 –  
6 Sa 182/2

Arbeitnehmer, die bei der Erbrin-
gung ihrer Arbeitsleistung eine 
medizinische Maske tragen müs-
sen, haben keinen Anspruch auf 
einen tariflichen Erschwerniszu-
schlag. Die Klägerin ist bei der 
beklagten Gebäudereinigungs-
firma beschäftigt. Der dem Ar-
beitsverhältnis zugrundeliegende 
Tarifvertrag sieht bei Arbeiten, 
bei denen eine vorgeschriebe-
ne Atemschutzmaske verwendet 
wird, einen Erschwerniszuschlag 
in Höhe von 10 Prozent vor. Da 
die Klägerin im Dezember 2020 
und Januar 2021 coronabe-
dingt eine medizinische Maske 
(OP-Maske) bei der Arbeit tragen 
musste, machte sie den tarifver-
traglichen Erschwerniszuschlag 
geltend. Nach Auffassung des 
Gerichts erfasse die Atemschutz-
maske im Sinne des vorliegenden 
Tarifvertrags jedoch nur Masken, 
die dem Atemschutz und damit 
dem Eigenschutz der Beschäf-
tigten vor dem Einatmen von 
durch die Arbeiten ausgelösten 
Giftstoffen oder Staubpartikeln 
dienten. Die vorliegend zu tra-
gende OP-Maske diene – anders 
als eine FFP2 oder FFP3-Maske – 
nicht vor allem dem Eigenschutz 
des Arbeitnehmers, sondern dem 
Schutz anderer Personen. Ferner 
führe das Tragen einer enganlie-
genden Filterschutzmaske, die 
den Erschwerniszuschlag begrün-
de, zu einer erhöhten Atemarbeit 
und einer Beanspruchung des 
Herz-Kreislauf-Systems. Dies sei 
bei einer eher locker anliegenden 
OP-Maske nicht der Fall.

Haftungs- und versiche­
rungsrechtliche Aspekte 
der Ukraine-Krise

Der DSLV informiert über recht-
liche Fragen im Zusammenhang 
mit der Ukraine-Krise. Spedi-
teure sind in der Regel von ihrer 
Leistungspflicht befreit, wenn ein 
Leistungshindernis nicht vorher-
sehbar war. 

Beeinträchtigungen infolge krie-
gerischer Handlungen oder des 
Ausbruchs eines militärischen 
Konflikts dürften einen Fall der 
Höheren Gewalt darstellen, wenn 
der Vertrag vor Beginn der mi-
litärischen Auseinandersetzung 
abgeschlossen wurde. Für kriegs-
bedingte Schäden besteht im 
Rahmen von Verkehrshaftungs-
versicherungen in der Regel kein 
Versicherungsschutz.

Angesichts der sich verschärfen-
den Situation in der Ukraine und 
der durch die Europäische Union 
und die USA verhängten Wirt-
schaftssanktionen ergeben sich 
für Speditions- und Logistikunter-
nehmen vertrags-, haftungs- und 
versicherungsrechtliche Fragen. 
Der DSLV empfiehlt daher, früh-
zeitig Kontakt zu Kunden und 
Versicherern bzw. Versicherungs-
maklern aufzunehmen.

1.	�Auswirkungen auf das Vertrags-
verhältnis/Force Majeure

	� Eine Vielzahl von Verkehrsver-
trägen kann aufgrund kriegs-
bedingter Leistungshindernis-
se nicht mehr wie vereinbart 
durchgeführt werden, weil die 
tatsächlichen Umstände eine 
Leistungserbringung auf zu-
mutbare Weise nicht erlauben 
oder weil der Verkehrsvertrag 
den Wirtschafts- oder Finanz-
sanktionen unterliegt.
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	� Sowohl nach deutschem 
Frachtrecht als auch bei Gel-
tung der ADSp 2017 oder der 
CMR gilt grundsätzlich, dass 
Verkehrsunternehmer ver-
pflichtet sind, ihren Auftragge-
ber umgehend von auftreten-
den Leistungshindernissen zu 
informieren und um Weisung 
zu bitten, wie mit der Ware zu 
verfahren ist. 

	� Für vor Ausbruch des militä-
rischen Konflikts geschlosse-
ne Verkehrsverträge dürften 
kriegsbedingte Leistungshin-
dernisse einen Fall der Höhe-
ren Gewalt (Force Majeure) 
darstellen. Die Voraussetzun-
gen und Rechtsfolgen Höhe-
rer Gewalt sind in der Regel 
in entsprechenden Vertrags-
klauseln geregelt, sodass eine 
abschließende Beurteilung von 
den Einzelfallumständen und 
dem Wortlaut der vereinbarten 
Klausel abhängt. Grundsätz-
lich dürften Vertragsparteien 
im Falle eines Leistungshin-
dernisses, das nicht ihrer Ri-
sikosphäre zuzurechnen ist, 
und das für sie weder vorher-
sehbar noch vermeidbar war 
(dies ist jedenfalls hinsichtlich 
solcher Verkehrsverträge der 
Fall, die zeitlich vor Ausbruch 
der kriegerischen Auseinan-
dersetzung erfolgte) von ihrer 
Leistungspflicht befreit sein. 
Diese Befreiung von der Leis-
tungspflicht gilt allerdings nur 
für solche Verkehrsverträge, 
deren Durchführung aufgrund 
der kriegerischen Auseinander-
setzung gestört ist. 

	� Keine Leistungsstörung dürfte 
hingegen hinsichtlich solcher 
Verträge vorliegen, die weder 
personen- noch güterbezo-
genen Embargos unterliegen 
und trotz der aktuellen Lage in 

angemessener Weise durchge-
führt werden können. Grund-
sätzlich ist daher äußerst frag-
lich, ob diese Verkehrsverträge, 
die keinen personen- oder gü-
terbezogenen Wirtschaftssank-
tionen unterliegen und deren 
Durchführung grundsätzlich 
möglich wäre, einseitig gekün-
digt werden können. Unter-
nehmen, die angesichts der po-
litischen Lage oder des mit der 
Einhaltung und Überprüfung 
der Wirtschaftssanktionen ver-
bundenen erheblichen Mehr-
aufwandes Verkehrsverträge 
mit russischen Auftraggebern 
oder sonstigem Russland-Be-
zug kündigen wollen, sollten 
daher eingehend die zugrun-
deliegenden vertraglichen Ver-
einbarungen prüfen.

2.	Haftung
	� Werden Verkehrsverträge trotz 

der aktuellen Situation durch-
geführt, ist eine Vielzahl von 
kriegsbedingten Schadensze-
narien möglich (Güterschä-
den durch Beschuss, Liefer-
fristüberschreitung aufgrund 
kriegsbedingter Straßen- der 
Grenzsperrungen etc.). Die 
Haftung des Verkehrsunter-
nehmers für Schäden ist dann 
ausgeschlossen, wenn diese 
durch Umstände verursacht 
wurden, die er nicht vermei-
den oder deren Folgen er nicht 
abwenden konnte (Art. 17 Abs. 
2 CMR). Zwar mag ein Krieg 
oder eine kriegerische Ausei-
nandersetzung grundsätzlich 
einen Fall Höherer Gewalt dar-
stellen können, allerdings ist 
dennoch eine Haftung des Spe-
diteurs denkbar, wenn er vor 
Vertragsschluss oder während 
des bereits begonnenen Trans-
ports Kenntnis von der kriege-
rischen Auseinandersetzung 
hatte und damit die Möglich-
keit gehabt hätte, den Scha-

den durch einen Abbruch des 
Transportes oder vergleichbare 
Maßnahmen zu vermeiden.

3.	�Versicherungsschutz im Rah-
men der Verkehrshaftungsver-
sicherung

	� Für Speditions- und Logistikun-
ternehmen können sich damit 
problematische Konstellatio-
nen ergeben, in denen sie zwar 
einerseits für Transportschäden 
haften, gleichzeitig aber der 
Schutz ihrer Verkehrshaftungs-
versicherung versagt wird. 

	� Der DSLV empfiehlt Spedi-
tions- und Logistikunterneh-
men daher, die Bedingungen 
ihrer Verkehrsverträge mit 
Russland-Bezug zu prüfen so-
wie die Reichweite des Ver-
sicherungsschutzes vorab zu 
klären. 

	 a.	�Sanktionsklausel
		�  Grundsätzlich sollten Spe-

ditions- und Logistikunter-
nehmen, die wirtschaftliche 
Beziehung zu Personen oder 
Unternehmen mit Sitz ins-
besondere in Belarus oder 
Russland haben, die aktu-
ellen Wirtschaftssanktionen 
überprüfen, um sicherzustel-
len, dass vertragliche Leis-
tungen und Zahlungen nicht 
gegen geltendes Sanktions-
recht verstoßen.

		  �Neben strafrechtlichen Sank- 
tionen können Verstöße ge-
gen Wirtschaftssanktionen 
auch Auswirkungen auf den 
Versicherungsschutz haben.

 
		�  Regelmäßig enthalten her-

kömmliche Versicherungs-
verträge nahezu aller Ver-
sicherungssparten eine 
sogenannte Sanktionsklau-
sel. 

Fortsetzung von Seite 18
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		�  Derartige Sanktionsklauseln 
versagen den Versicherungs-
schutz, sofern Wirtschafts-, 
Handels- oder Finanzsank-
tionen der Europäischen 
Union, der Bundesrepublik 
Deutschland oder der Verei-
nigten Staaten von Amerika 
entgegenstehen.

	 b.	�Kriegsausschluss
		�  Herkömmliche Verkehrshaf-

tungsbedingungen enthalten 
grundsätzlich einen Aus-
schluss des Versicherungs-
schutzes für kriegsbedingte 
Schäden. So lautet Ziffer 6.2 
der unverbindlichen Allge-
meinen Verkehrshaftungs-
versicherungsbedingungen 
des Gesamtverbands der 
deutschen Versicherungs-
wirtschaft (DTV-VHV laufen-
de Versicherung 2003/2011):

		�  „Vom Versicherungsschutz 
ausgeschlossen sind An-
sprüche aus Schäden durch 
Krieg, kriegsähnliche Ereig-
nisse, Bürgerkrieg, innere 
Unruhen, Aufruhr“.

		�  Sind also Güterschäden oder 
Lieferfristüberschreitungen 
unmittelbare Folge des mi-
litärischen Konflikts in der 
Ukraine (beispielsweise Be-
schädigung der Güter durch 
Beschuss oder Lieferverzö-
gerungen aufgrund kriegs-
bedingter Sperrungen), so 
dürften die Voraussetzungen 
des Versicherungsausschlus-
ses greifen und Versicherer 
könnten den Versicherungs-
schutz versagen. Speditions- 
und Logistikunternehmen 
laufen daher Gefahr, für 
Güterschäden oder Lieferfri-
stüberschreitungen zu haf-
ten ohne hierfür Versiche-
rungsschutz zu haben.

Auch im verkehrsberu­
higten Bereich gelten 
beim Ein- und Aussteigen 
strenge Sorgfaltsmaßstäbe

Erheblich überhöhte Geschwin-
digkeit des vorbeifahrenden Fahr-
zeugs begründet Mithaftung.
Auch in einem verkehrsberuhig-
ten Bereich gelten beim Ein- und 
Aussteigen die strengen Sorg-
faltsmaßstäbe aus § 14 Abs. 1 
StVO. Fährt das vorbeifahrende 
Fahrzeug mit erheblich überhöh-
ter Geschwindigkeit, so begrün-
det dies eine Mithaftung wegen 
der erhöhten Betriebsgefahr des 
Fahrzeugs. Dies hat das Landge-
richt Saarbrücken entschieden. 
Dem Fall lag folgender Sachver-
halt zugrunde: Im Saarland kam 
es in einem verkehrsberuhigten 
Bereich zu einer Kollision zweier 
Fahrzeuge, als ein Taxifahrer aus 
seinem am rechten Fahrbahnrand 
geparkten Fahrzeug aussteigen 
wollte, dazu die Fahrzeugtür öff-
nete und dabei gegen einen gera-
de vorbeifahrenden Renault stieß. 
Der Taxifahrer hatte beim Ausstei-
gen den Blick zu seinem rechts 
sitzenden Passagier gerichtet. Den 
rückwärtigen Verkehrsraum beob-
achtete er nicht. Die Fahrerin des 
Renault erhob Klage auf Zahlung 
von Schadensersatz gegen den 
Taxifahrer und dessen Haftpflicht-
versicherung. Das Amtsgericht 
Merzig gab der Klage statt. Da-
gegen richtete sich die Berufung 
der Beklagten. Sie verwiesen 
unter anderem darauf, dass die 
Renaultfahrerin mit 20 km/h und 
damit mit deutlich zu hoher Ge-
schwindigkeit gefahren sei.

Anspruch auf Schadensersatz we-
gen Sorgfaltsverletzung des Aus-
steigenden
Das Landgericht Saarbrücken ent-
schied zu einem Teil zu Gunsten 
der Beklagten. Der Klägerin stehe 
zwar grundsätzlich ein Anspruch 

auf Schadensersatz zu. Denn dem 
Taxifahrer sei ein unfallursächli-
cher Sorgfaltsverstoß anzulasten. 
In einem verkehrsberuhigten Be-
reich treffe dem Aussteigenden im 
Rahmen des allgemeinen Rück-
sichtnahmegebots nach § 1 Abs. 2 
StVO die Pflicht, sich vor dem 
Türöffnen zu vergewissern, dass 
kein anderer Verkehrsteilnehmer 
durch das Türöffnen geschädigt 
wird. Dabei können die strengen 
Sorgfaltsmaßstäbe aus § 14 Abs. 1 
StVO, die im fließenden Verkehr 
gelten, sinngemäß herangezogen 
werden. Diese Sorgfaltspflichten 
habe der Taxifahrer nicht beach-
tet.

Mithaftung von 25 % wegen deut-
lich überhöhter Geschwindigkeit
Die deutliche Geschwindigkeits-
überschreitung der Klägerin sei 
nach Auffassung des Landge-
richts zwar nicht unfallursächlich 
gewesen. Jedoch habe dies die 
Betriebsgefahr ihres Fahrzeugs 
erhöht. Ihr sei daher eine Mithaf-
tung in Höhe von 25 % anzulas-
ten.

(Landgericht Saarbrücken, 
Urteil vom 11.02.2022 – 

13 S 135/21 –)
Quelle: LVSA e.V.
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Fachkunde Güterkraftverkehr in neuer Auflage

München, Januar 2022
Der Verlag Heinrich Vogel hat das Lehrbuch „Fachkunde Güterkraftverkehr“ überarbeitet. Das Werk enthält 
das prüfungsrelevante Grundwissen, kompakt in einem Band zusammengefasst.

Ob Einsteiger oder Profis: Mit der neuen Auflage können sich angehende Transportunternehmer und Ver-
kehrsleiter optimal auf die IHK-Prüfung vorbereiten. Praxisnahe und leicht verständliche Erläuterungen, Über-
sichtstabellen und Beispielbilder verschaffen den nötigen Einblick in die prüfungsrelevanten Fachbereiche. 
Zahlreiche Übungsfragen mit Antworten erleichtern das Lernen und die Überprüfung des Gelernten.

Die neue Auflage beinhaltet zusätzliche neue Übungsaufgaben und berücksichtigt aktuelle verkehrsrechtlich 
relevante Vorgaben, wie z. B.:

•  Neue Reifenkennzeichnung gemäß Verordnung (EU) Nr. 740/2020
•  Aufzeichnungspflichten im grenzüberschreitenden Verkehr ab Februar 2022
•  Internationaler Containerverkehr: Zu beachtende ISO-Normen und Vorgaben nach SOLAS-Abkommen
•  �Beförderung lebender Tiere: Ausnahmeregelungen für den innerdeutschen Transport  

von Zucht- und Nutztieren, für grenzüberschreitende Transporte erforderliche Dokumente
•  Mautsätze nach novelliertem Bundesfernstraßenmautgesetz (m.W.v. 01.10.2021)
•  �Weitere Aktualisierungen u. a. zum Thema Arbeitsrecht und Arbeitssicherheit  

(z. B. Fälligkeitstermine für Sozialversicherungsbeiträge und Mindestlohn für 2022)

Cordula Crone-Rawe, Harald Sentner

Fachkunde Güterkraftverkehr 
Vorbereitung auf die IHK-Prüfung

Softcover, 368 Seiten, 66. Auflage 2021
Bestell-Nr.: 26001
Preis: € 41,00 (€ 43,87 inkl. MwSt.)

Direkt zu beziehen bei:
Springer Fachmedien München GmbH
Verlag Heinrich Vogel 
Aschauer Straße 30
81549 München
Telefon 089/20 30 43 - 1600
vertriebsservice@springernature.com
www.heinrich-vogel-shop.de
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Bildung

Verkehrsinstitut Chemnitz GmbH
Partner der Verkehrsakademie
Schulungsstätten in Chemnitz (C), Leipzig (L) und Zwickau (Z)

Folgende Schulungsleistungen bieten wir u. a. an unseren Standorten in Chemnitz, Leipzig und 
Zwickau an:

1.	 Weiterbildung gemäß § 5 
	 Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz 
	 (auch als Inhouse-Schulung möglich) 
	 regelmäßig an allen Standorten
2.	 Beschleunigte Grundqualifikation 
	 (auch für Umsteiger) 
	 ab 16.05.2022 in Chemnitz 
	 ab 20.06.2022 in Leipzig 
	 ab 27.06.2022 in Zwickau
3.	 Erwerb Fahrerlaubnis 
	 Klasse C1/C1E, C/CE (LKW), D/DE (Bus) 
	 ab 09.05.2022 in Zwickau 
	 ab 30.05.2022 in Leipzig 
	 ab 27.06.2022 in Chemnitz
4.	 Schulungen Gefahrgut  
	 (Erstschulungen und Auffrischungen) 
	 Auffrischung ab 06.05.2022 in Leipzig 
	 Auffrischung ab 13.05.2022 in Chemnitz 
	 Auffrischung ab 24.06.2022 in Zwickau
5.	 Gabelstapler- und Ladekranausbildung 
	 Gabelstapler ab 11.06.2022 in Chemnitz 
	 Ladekran ab 20.06.2022 in Chemnitz
6.	 Ladungssicherung 
7.	 Sach- und Fachkundelehrgang Güterverkehr oder 
	 Personenverkehr mit KOM oder Taxen-Mietwagen 
	 ab 22.08.2022 in Chemnitz 
	 ab 19.09.2022 in Leipzig
8.	 Fahrlehrerausbildung Klasse BE
	 in Chemnitz ab 30.05.2022 (Vollzeit)
9.	 Geprüfter Meister für Kraftverkehr (m/w/d)
	 in Chemnitz ab 17.09.2022 (Teilzeit)
	 in Chemnitz ab 04.10.2022 (Vollzeit)
10.	Geprüfter Logistikmeister (m/w/d)
	 in Chemnitz ab 17.09.2022 (Teilzeit)

Für Fragen stehen wir Ihnen unter folgenden Telefonnummern zur Verfügung:

09120 Chemnitz	– Tel. 0371 528310	 www.verkehrsakademie.de
08058 Zwickau	 – Tel. 0375 353530	 chemnitz@verkehrsakademie.de
04319 Leipzig	 – Tel. 0341 6522690	 www.facebook.com/Verkehrsinstitut Chemnitz
				    Instagram/#verkehrsinstitutchemnitz
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Anmeldung / Informationen / weitere Termine unter www.svg-dresden.de
SVG Beratungs- und Schulungsgesellschaft mbH
Palaisplatz 4 · 01097 Dresden · Telefon: 0351 8143253 · Fax: 0351 8143160 · bsg@svg-dresden.de

In den kommenden Wochen und Monaten können wir Ihnen folgende Termine anbieten:

SVG Beratungs- und 
Schulungsgesellschaft mbH

1.	 Sach- und Fachkunde Güterkraftverkehr – Vorbereitung zur IHK-Prüfung „Verkehrsleiter“
	 Teilzeitlehrgang jeweils Dienstag und Mittwoch	 03.05. – 22.06.2022	 Dresden
	 Vollzeitlehrgang		  05.09. – 23.09.2022	 Leipzig/Niederdorf

2.	 Sach- und Fachkunde Personenverkehr – Vorbereitung zur IHK-Prüfung „Verkehrsleiter“
	 Omnibus- und Gelegenheitsverkehr	 13.06. – 24.06.2022	 Dresden
	 Taxi-/Mietwagenverkehr		  13.06. – 21.06.2022	 Dresden

3.	 Sach- und Fachkunde für AbfAEV / EfbV / AbfBeauftrV / TRGS 520
	 Erstschulung (Fachk.) AbfAEV, EfbV, AbfBeauftrV	 02.09. – 10.09.2022	 Dresden
	 Fortbildung AbfAEV, EfbV, AbfBeauftrV	 24.06. – 25.06.2022	 Dresden
	 Grundschulung TRGS 520		  09.05. – 11.05.2022	 Leipzig
	 Fortbildung TRGS 520		  07.07.2022	 Leipzig

4.	 Gefahrgutausbildung
	 ADR Basiskurs	 (Montag – Dienstag – Mittwoch)	 09.05. – 11.05.2022	 Dresden
	 ADR Basiskurs	 (Samstag – Samstag – Samstag)	 11.06. + 1 8.06. + 25.06.2022 	 Leipzig
	 ADR Auffrischungskurs	 (Samstag – Samstag)	 07.05. + 14.05.2022	 Leipzig
	 ADR Auffrischungskurs	 (Montag – Dienstag)	 27.06. + 28.06.2022	 Dresden
	 ADR Aufbaukurs Tank		  01.07. + 02.07.2022	 Leipzig
	 Gefahrgutbeauftragtenschulung	 Erstsch. + FoBi	 30.05. – 02.06.2022	 Dresden

5.	 Gabelstapler-, Hubarbeitsbühnen- und Lkw-Ladekranführer-Ausbildung
	 Gabelstapler-Ausbildung ohne prakt. Vorkenntnisse	 27.06. – 29.06.2022	 Dresden
	 Gabelstapler-Ausbildung mit prakt. Vorkenntnisse	 27.06.2022	 Dresden
	 Gabelstapler-Ausbildung Jährliche Pflichtunterweis.	 27.06.2022	 Dresden
	 Lkw-Ladekranführer-Ausbildung mit prakt. Vork.	 20.05. + 21.05.2022	 Leipzig
	 Lkw-Ladekranführer – Jährliche Pflichtunterweis.	 20.05.2022	 Leipzig
	 Lkw-Ladekranführer-Ausbildung mit prakt. Vork.	 10.06. + 11.06.2022	 Dresden
	 Lkw-Ladekranführer – Jährliche Pflichtunterweis.	 10.06.2022	 Dresden

6.  Weiterbildung für Unternehmer und Führungskräfte
	 GesprächsFÜHRUNG – Effektiv u. wertschätzend	 13.05.2022	 Leipzig
	 GesprächsFÜHRUNG – Effektiv u. wertschätzend	 20.05.2022	 Dresden

7.	 Praxisseminare****
	 Fahrsicherheitstraining PKW, Transp., LKW, BUS	 Termine auf Anfrage	 alle + Inhouse
	 Eco-Training		  Termine auf Anfrage	 alle + Inhouse

8.	 Berufskraftfahrerweiterbildung  
	 SVG Pausen mit System (KB 2) 	 07.05.2022		  Leipzig
	 SVG Öko Drive III. (KB 1 + 3)	 14.05.2022		  Leipzig
	 SVG Pausen mit System III.  (KB 2)	21.05.2022		  Niederdorf
	 SVG Risikosituationen (KB 1)	 NEU !!! 	 21.05.2022	 Leipzig
	 SVG Kipperfahrzeuge (KB 1 + 3)	 NEU !!!	 04.06.2022	 Leipzig
	 SVG Ladungssicherung III. (KB 1)		  11.06.2022	 Leipzig
	 SVG Ladungssicherung III. (KB 1) 		 18.06.2022	 Niederdorf
	 SVG Öko Drive III. (KB 1 + 3)		  02.07.2022	 Dresden
	 SVG Fahrsicherheit und Technik III. (KB 1+ 3)	 09.07.2022	 Leipzig
	 SVG Der Fahrer als Imageträger III. (KB 1 + 3)	 09.07.2022	 Dresden
	 SVG Brandschutz (KB 3)		  10.09.2022	 Dresden
	 SVG Alles was Recht ist III (KB 2 + 3)	 08.10.2022	 Dresden
	 Berufskraftfahrer-Wochenschulung (KB 1 – 3)	 30.05. – 06.06.2022	 Dresden

*	 förderfähig auch als BKrF-Weiterbildung



Protestaktion des Verkehrsgewerbes in Dresden  
mit Autokorso am 18. März 2022


